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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beftellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal ericheint, 


Donnerstag, den 21. Auguſt 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

London, 20. Aug. Weitere Berichte aus New- York vom 9. d. 
melden, daß der unioniſtiſche General Moccock von den Guerillas in 
Alabama erſchoſſen worden ſei. In Kentucky erwartete man einen 
Einfall der Conföderirten. Wegen der Conſeriptionsordre herrſcht große 
Aufregung. Mehrere als Seeleute verkleidete Perſonen ſind am Bord 
eines nach Europa beſtimmten Dampfers verhaftet worden, weil ſie ſich 
dem Militärdienfte hatten entziehen wollen. 

Nach Berichten aus dem Süden hat der Präfident Jefferſon Davis 

eine Proklamation erlaſſen, in welcher er unter Anderem ſagt: Er 
würde den Kartelvertrag wegen Auswechſelung der Gefangenen nicht 
unterzeichnet haben, wenn ihm die Befehle des Generals Pope, die 
den Krieg in Raub und Meuchelmord umwandeln, bekannt geweſen 
wären. Davis befiehlt, Pope oder deſſen Offiziere, falls fie in Gefan- 
genſchaft geriethen, nicht wie Kriegsgefangene zu behandeln, ſondern ſie 
feſtzuſetzen und zu hängen, wenn ein nicht bewaffneter Bürger unter 
irgend welchem Vorwande getödtet worden ſei. 
Turin, 20. Aug. Die „Gazetta ufficiale“ beſtätigt (wie bereits 
gemeldet) den Einzug Garibaldi's in Catania. Nach dem amtlichen 
Blatte hat er das Telegraphen⸗Bureau in Beſitz genommen, wodurch 
die telegraphiſchen Verbindungen unterbrochen worden find. Die könig- 
lichen Truppen unter Ricotti und Mella, die ſeit geſtern gegen Catania 
marſchiren, befinden ſich nicht mehr weit von dieſem Platze. 

London, 20. Auguſt. Mit dem Dampfer „Etna“ hier einge⸗ 
troffene Berichte aus New⸗Nork vom Sten d. melden, daß die Unio⸗ 
niſten auf Richmond vorgehen und ihre Truppen bei Malvern concen⸗ 
triren; die Conföderirten verfolgen mit beträchtlichen Streitkräften die 
Unioniſten in geringer Entfernung. Man verſichert, daß Burnſide mit 
feinen Mannſchaften ſich in Aquia Creek ausgeſchifft habe. Der Kriegs⸗ 
miniſter hat die Ordre erlaſſen, keinem milizpflichtigen Bürger zu ge⸗ 
ſtatten, ins Ausland zu gehen. 5 

Aus New-Nork vom gten d. wird gemeldet, daß Burnſide ſich 
in Frederiksburg befinde und mit Pope in Gemeinſchaft operiren werde; 
es iſt aber nicht bekannt, ob der Ort ihrer Beſtimmung Richmond 
oder ein anderer Punkt ſei. Die ungeheure Hitze verhindert die Ope—⸗ 
rationen. 

(Ueberlandspoſt.) Calcutta, 21., Bombay, 26. Juli. Oberſt 
Phayre, Ober⸗Commiſſar in Pogu, begiebt ſich nach Ava, um für die Er⸗ 
mordung eines ſeiner Aſſiſtenten durch birmaniſche Unterthanen Genugthuung 
zu fordern. Nächſtens geben beträchtliche Truppenverſtärkungen aus Oſtindien 
nach Nord⸗China. Die Franzoſen haben Obok bei Ras⸗Bir, außerhalb der 
Straße Bab⸗el⸗Mandeb, um 10,000 Dollars gekauft. Emir Doſt Moham⸗ 
meds Streitmacht erreichte Waſchew am 23. Juni. Furrah war enge blo⸗ 
kirt. Die Stämme des e e in Aſſam find aufrühreriſch gewor⸗ 
den. Der Rebellenhäuptling Feroze Schah ſoll in Nepaul von Räubern 
getödtet worden ſein. Nana Sahib ſoll in oder bei Bhuſan leben. Ein 
großes Handlungshaus in Bombay will eine Packetſchifffahrt zwiſchen Bom⸗ 
bay und den Häfen des perſiſchen Golfes errichten. Aus Afghaniſtan vom 
28. Juni wird gemeldet, Sultan Ahmed Jan's Truppen ſeien durch die 
Söhne Doſt Mohammed's geſchlagen und von Kanſhrud vertrieben worden. 
Letztere haben 13 Forts bei Kanſhrud genommen. Doſt Mohammed war in 


vollem Marſche auf Herat. Das Gerücht von ſeinem Tode iſt bis jetzt nicht 
beſtätigt. * t 


Breußen.. 

Landtags = Verhandlungen. 
39. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (20. Aug.). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Das Haus, ift 
nur wenig gefüllt. Am Miniſtertiſche: v. Mühler, v. Jagow und ein 
Reg.⸗Commiſſar (Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath Wieſe), ſpäter v. d. Heydt. 
Nachdem mehrere Urlaubsgeſuche bewilligt worden, bemerkt Abg. Dr. 
Koſch perſönlich: Der Referent über die Jutroſinskiſche Petition habe am 
Schluſſe der vorigen Sitzung einer telegraphiſchen Depeſche erwähnt; durch 
Schluß der Discuſſion ſei ihm ſelbſt das Wort abgeſchnitten worden, da er 
indeß gewünſcht, den betreffenden Ukas zur Kenntniß des Hauſes zu brin⸗ 
Ben, jo habe er im el Augenblicke dem Referenten ein älteres Zeitungs: 
latt, in welchem derſelbe als telegraphiſche Depeſche enthalten, mitgetheilt, 
und dieſer irrthümlich angenommen, es handle ſich um ein Telegramm vom 
ſelben Tage (Heiterkeit), Dieſer Irrthum ſei indeß unerheblich und trage 
noch dazu bei, den Werth des Documents zu erhöhen. Der Kaiſer von 
Rußland habe bereits vor einem halben Jahre einen Act der Gerechtigkeit 
geübt, den dieſes Haus von der preußiſchen Regierung, von der Regierung 
des Staates der Intelligenz, auf's Hartnäckigſte erkämpfe. RN f 
Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der zweite Petitionsbericht 
der Unterrichts⸗Commiſſton. Früher hatten alle Schüler der Gymnaſial⸗ 
Secunda in Soeſt obne Rückſicht auf ihre Theilnahme am griechiſchen Unter: 
richt die Berechtigung zum einjährigen Militärdienſt. Am ſoeſter Gymna⸗ 
fium waren ſeit 1854 neben Quarta, Tertia und Secunda Paralleltlaſſen 
eingerichtet, in denen Engliſch, Franzöſiſch, höheres Rechnen und Phyſik ſtatt 
des Griechiſchen gelehrt wurden und dafür 8000 Thlr. verauslagt und eine 
neue Lehrerſtelle mit 200 Thlr. jährlich creirt. Durch die verſchärfte In⸗ 
ſtruction für die Befähigung zum einjährigen Militärdienſt iſt dieſe Berech⸗ 
tigung nur den Secundanern zuerkannt, welche an allen Unterrichtsgegen⸗ 
ſtänden theilnehmen, für die vom Griechiſchen Dispenſirten ein halbjähriger 
Beſuch der Prima gefordert. Der Magiſtrat von Soeſt bittet um Wieder⸗ 
berſtellung der Gleichberechtigung. Die Commiſſion hat Ueberweiſung zur 
Berückſichtigung beantragt. ; 

Der Regier.⸗Com m. ſucht darzuthun, daß die nicht am griechiſchen 
Unterricht theilnehmenden Gymnaſiaſten den zu ſtellenden Anforderungen 
minder * als die anderen. Die vom Griechiſchen Dispenſirten 
hätten factiſch aufgehört, die Leiſtungen von Gymnaſtaſten zu erfüllen. 
Bei einer Inſpection in Soeſt 1856 habe er die Dispenſirten überaus 
ſchwach gefunden. — Die Unterrichtsbehörde ſei verpflichtet, von den Gymna⸗ 
ſien alles fern zu halten, was ihrem hochwichtigen Zweck als Pflanzſtätten 
der Bildung Eintrag thun könne. Dabei ſelen die Realſchulen nicht vernach⸗ 
läſſigt worden. Die häufigen Dispenſationen gefährden den reinen Charakter 
des Gymnaſiums, die betreffenden Schüler blieben hinter den anderen zurück. 
Wenn der Comm. ⸗Bericht dies beſtreite, fo ſtehe er im Widerſpruch mit allen 
Provinzial⸗Schulcollegien. — Er ſei übrigens berechtigt zu erklären, daß in 


eine völlige Gleichberechtgurg mit den wirklichen Gymnaſiaſten könne er aller⸗ 
dings nicht zuſagen. Abg. Reichenſperger (Beckum): er ſei zwar im Gan⸗ 
— mit der Anſicht der Comm. einverſtanden; es heiße jedoch im Comm. 

ericht, das Griechiſche habe zur Zeit der Reformation zur geistigen Befrei⸗ 
un des deutſchen Volks mitgewirkt, uns vom nachtheiligen Einfluß der fran⸗ 
öſiſchen Literatur im vorigen Jahrhundert befreien helfen und die willen: 
chaftliche Behandlung der Grammatik durch Buttmann einen ſehr förderli⸗ 
chen Einfluß geübt. Bei allem Reſpekt vor dem gorßen und kleinen Buttmann 
glaube er aber doch, daß hier der Einfluß dieſes Grammatiters bedeutend 
überſchätzt werde. Es gehöre doch wohl etwas mehr dazu, in den Kern des 
Alterthums und der griechiſchen Literatur einzudringen, als den zweiten Theil 
des Buttmann zu kennen. Auf der Univerſttät triebe kaum Ein Procent der 
Studirenden das Griechiſche weiter; daraus folg daß man auf den Gymna⸗ 
ſien nicht in den Kern der Sache eindringe. Man ſolle alſo das Verdienſt 
nicht irgendwo hinlegen, wohin es nicht gehöre. Die geistige Entwickelung 
ſei ein Werk deutſchen Geiſtes, der ſich auf ſich ſelbſt wieder beſonnen. Das 
Studium des Griechiſchen habe erſt begonnen, als die byzantiniſchen Gelehrten 
von Conſtantinopel nach Italien auswanderten. (Steigende Unruhe, welche 
der Redner durch die Verſicherung beſchwichtigt, daß ſeine Rede nicht lang 


dehntem Maße zu Hilfe, und in Stuttgart allein fügten ſich 350 Schü 


jedem Falle eine Berückſichtigung der Wünſche der Petenten erfolgen werde,! 


fen werde; die weitere hiſtoriſche Ausführung wird durch die Unruhe im 
Hauſe unverſtändlich). Er habe, ſchließt er, nur in dieſem Hauſe Verwah⸗ 
rung gegen jenen Satz des Comm.⸗Berichts einlegen wollen. 

Abg. Dr. Techow: Er hoffe, daß die klaſſiſchen Studien auch ferner 
auf den Gymnaſien betrieben und zur geiſtigen und freien Entwickelung bei⸗ 
tragen würden; es handle ſich aber bier um eine Frage der Gerechtigkeit 
und Billigkeit. Früher ſeien die Dispenſationen vom Griechiſchen von den 
Provinzialſchulcollegien erleichtert worden. Ein Unterſchied in Bezug auf 
die Berechtigung zum einjährigen Militärdienſt habe nicht ſtattgefunden. Noch 
1856 habe das Unterrichtsminiſterium anerkannt, daß die Gymnaſien in klei⸗ 
nen Städten auf die Vorbereitung zu Univerſitätsſtudien nicht beſchränkt 
werden können. In dieſe allſeitige Harmonie habe die Erſatzeonſtruction von 
1858, deren Geſetzmäßigkeit nicht zweifellos ſei, einen Riß gemacht, oder 
vielmehr die Auslegung dieſer a dort habe den Riß gemacht. — Die 
Inſtruction ſei mit Unrecht auf den vorliegenden Fall angewendet worden. 
— Der Regierungs⸗Commiſſar habe zu ſeinem großen Befremden in der 
Commiſſion eine Erklärung abgegeben, aus der gefolgert werden müſſe, das 
Unterrichtsminiſterium habe ſich bei Erlaß der Inſtruction gar nicht bethei⸗ 
ligt; demnach ſcheine merkwürdigerweiſe das Kriegsminiſterium der Verfech⸗ 
ter des Griechiſchen zu ſein, obgleich doch z. B. für das Offizierexamen das 
Griechiſche nicht gefordert werde. — Die Gleichmäßigkeit der Schüler werde 
durch das Griechiſche weder gefördert, noch durch die Dispenſation davon 
geſtört. Es komme nur darauf an, die Dispenſirten gleichzeitig anderweit 
angemeſſen zu beſchäftigen. — Es ſei nicht recht denkbar, was der Regie: 
rungs⸗Commiſſar für den vorliegenden Fall behauptet habe, daß Schüler die 
gleichmäßig reif nach Secunda verſetzt worden, nach einem halben Jahre 
un weſentlich ungleich ſeien. — Er bitte den Commiſſions⸗ Antrag an: 
zunehmen. 

Referent Schmidt (Randow) fordert das Haus auf, keinen Unterſchied 
zwiſchen Griechen und Nichtgriechen zu machen, da letztere auf der Höhe des 
pythagoräiſchen Lehrſatzes ſtänden, ftatt der Iliade und der Odyſſe die Ae⸗ 
neide läſen und in der Lectüre des Livius klaſſiſche Motive empfingen, den 
Tod für das Vaterland zu ſterben, ſo daß die einjährigen Freiwilligen aus 
den Parallelklaſſen verſchiedener Gymnaſien bei ihrem Eintritt in die Armee, 
ihrer Bildung und Geſinnung nach, den übrigen Gymnaſtaſten nicht nach⸗ 
ſtänden. — Der Commiſſions⸗Antrag wird darauf einſtimmig angenommen. 

Es folgt die Petition des Magiſtrats zu Sagan wegen der dortigen 
Handwerker⸗Fortbildungſchule, welche auf Grund ihrer mit dem Nachmittags⸗ 
Gottesdienſte zufammenfallenden Unterrichtsſtunden aufgelöſt worden iſt. 
Die Comm. empfiehlt Ueberweiſung an die Staatsregierung zur Berückſich⸗ 
tigung. — Abg. Eberty: Durch Verlegung der Sonntagsſchulen auf die 
Abendſtunden des Sonntags oder auf die Werkeltage werde den Sonntags⸗ 
ſchulen das Todesurtheil geſprochen; an den Werkeltagen hätten die Arbei⸗ 
ter keine Zeit zum Schulbeſuch, der Abende bedürſten die Lehrer zu ihrer 
Erholung. Die Regierung habe das Geſetz gegen ſich, den § 35 Tit. 11 des 
allg. Landrechts. Gegen ſpolche Beſtimmungen ſträube ſich aber eine finſtere 
Auffaſſung des Chriſlenthums, welche mit Rückſichtsloſigkeit ihre Zielpunkte 
verfolge. So habe ſie, trotz dem Widerſtreben des Kriegsminiſters es dähin 
gebracht, daß die Controlboerſammlungen der Landwehr, zum großen Nach⸗ 
theil der arbeitenden Bevölkerung auf die Werkeltage verlegt ſeien. Im 
Intereſſe der Bildung der arbeitenden Klaſſen, im Intereſſe des ſocialen Frie⸗ 
dens müſſe man jener finſtern Auffaſſung der Religion, welche an einem ver⸗ 
knöcherten Kirchenthum, an ſtarren dogmatiſchen Satzungen feſthalte, ent⸗ 
gegentreten. — Cultusminiſter v. Mühler: Die Handwerkerfortbildungs⸗ 
anſtalten ſeien ſehr ſegensreiche Inſtitute und; man werde dem Magiſtrat 
von Sagan gern zu Hilfe kommen, wenn er jene Schule wieder eröffnen 
wolle. Aber man müſſe deren Exiſtenz nicht gerade auf den Unterricht in 
zwei Stunden des Sonntagnachmittags bauen wollen, denn eine ſo kurze 
Unterrichtszeit reiche überhaupt nicht aus, wie der Lectionsplan beweiſe. 
In Würtemberg nehme man die Abendſtunden der Wochentage in ne 

er 


freiwillig dieſer Einrichtung. Einer jo erweiterten Behandlung der Sache in 
Sagan werde er gern die Hand bieten. Es ſei außerdem hart und inhu⸗ 
man gegen die Lehrlinge, ihnen die wenigen Erholungsſtunden zu beſchrän⸗ 
ken, die ſie ja überhaupt nur am Sonntagnachmittage hätten. 

Abg. Dr. Lette: Wenn man auf ſolchem Wege Kirchenthum in die 
Leute bringen wolle, ſo folge daraus erfahrungsgemäß immer nur Abnei⸗ 
gung gegen alles kirchliche Weſen überhaupt. Er finde es nicht gerechtfer⸗ 
tigt, daß man eine Commune ſelbſt in Feſtſetzung der Unterrichtsſtunden be⸗ 
ſchränke, welche jo häufig von lokalen Einflüſſen abhänge. Am Sonntag 
ſeien die Schüler jedenfalls friſcher und geiſtig anregbarer, als an Werkeltags⸗ 
Abenden. — Abg. Schneider (Sagan): Man habe in Sagan früher eine 
ſolche Abendſchule gehabt, wie der Miniſter ſie eben empfohlen, aber die 
Uebelſtände derſelben hätten ſich in 25 jähriger Erfahrung allmählich jo evi⸗ 
dent herausgeſtellt, daß man zur Aenderung ſchreiten mußte. Die Gewerks⸗ 
meiſter, wie die Geiſtlichkeit beider Confeſſtonen wären mit dem darin pro⸗ 
ponirten Sonntag Nachmittag ſehr einverſtanden geweſen, zumal da der 
Hauptunterrichtsgegenſtand, das Zeichnen, ohnehin ja Tageslicht erforderte. 
200 Lehrburſchen wären von Beginn an Schüler geweſen, eine vierte Klaſſe 
mußte nach wenigen Wochen eingerichtet werden. Da kam das Verbot von 
der liegnitzer Regierung. Alle Beſchwerden ſeien vergebens geweſen, der 
Hinweis auf Berlin's Beiſpiel ſei mit etwas wie „beſchränktem Unterthanen⸗ 
Verſtand“ beantwortet worden. — Die Schule ſei weniger Fortbildungs⸗ 
Anſtalt geweſen, als zur Conſervirung der erſten Schulkenntniſſe beſtimmt, 
und dazu hätten die Paar Stunden vollauf hingereicht. — Der Geiſt, der 
hier gewirkt, ſei der der Schulregulative, ſei der der Eröffnungspredigt im 
Dome, für die der Hr. Cultusminiſter noch keine Satisfaction gegeben. In 
Hannover habe derſelbe Geiſt im Katechismus das ganze Volk gegen ſich 
aufgeregt; bei uns wurzele er ſeit Altenſtein im Cultusminiſterium und hin⸗ 
dere Preußen, ſeine Stelle in Deutſchland einzunehmen. Er bitte, einſtim⸗ 
mig für den Commifſions⸗Antrag zu ſtimmen. (Bravo.) 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Die Concurrenz des Unterrichts mit 
dem Gottesdienſte ſei ihm nicht bedenklich, denn der Unterricht, beſonders 
wenn er die erſten Schulkenntniſſe conſerviren ſolle, ſei etwas ſehr Löbli⸗ 
ches, und außerdem ſei der Beſuch des Gottesdienſtes auch bei Ausfall des 
Unterrichts ja doch nicht geſichert. Wollten aber die Handwerksmeiſter ihre 
Lehrlinge Sonntags Vormittags in den Gottesdienſt ſchicken, ſo würde die 
Regierung vielleicht willfähriger werden. Der Abendunterricht führe weſent⸗ 
liche Inconvenienzen mit ſich. Die Sonntagsfeier leide nach ſeiner Anſicht 
eher Unter ſolchen Beſchränkungen, beſonders wenn ſie nicht konſequent ſeien. 
In Düſſeldorf z. B. laſſe man in der einen Hälfte des Regierungs⸗Bezirks 
die Windmühlen Sonntags arbeiten, in der andern dagegen feiern. Soiche 
Beſtimmungen ſollten doch wenigſtens für den Umfang eines Regierungsbe⸗ 
zirkes einheitlich fein .— Abgeord. Schulze (Berlin): Die Frage habe eine 
eminent prinzipielle Bedeutung; es handle ſich nur um die Zuführung von 
Intelligenz in die arbeitenden Klaſſen, alſo um ein Hauptmiktel zur Löſung 
der ſoclalen Frage. Die Gründung ſolcher Sonntagsſchulen habe beſonders 
an kleinen Orten die größten Schwierigkeiten. Man möge ſich nur vorſtel⸗ 
en, wie tief Männer berührt werden müſſen, denen es endlich gelungen, 
eine ſolche Schule zu Stande zu bringen, wenn ihnen dabei gerade von der 
Stelle entgegengetreten werde, von wo Nie beſondere Forderung zu erwarten 
berechtigt wären (Bravo). Der Herr Kultusminiſter habe ſehr ideale Vor⸗ 
ſtellungen von dem, was die Sonntagsſchulen erreichen follten, und wolle 
ſie lieber ganz ſchließen, als auf einen Theil des zu Erreichenden verzichten. 
Mit dem letzten Ende fange man aber doch nicht an; man müſſe ſchon mit 
lebensfähigem, wenn auch noch jo unvollkommenem Keime zufrieden ſein 
Huld in der Der Sonntagnachmittag ſei gerade die geeignetſte Zeit; 

bende in der Woche in jeder Beziehung ungeeignet. In katholiſchen Thei⸗ 
len des Landes ſei der Unterricht am Sonntag Nachmittag nicht verboten. 
Man werde in katboliſchen Ländern nie einer ſolchen Schroffheit begegnen, 
wie bei einer gewiſſen Richtung des Proteſtantismus (Bravo). Auch das 
jei eine Art der Beſchränkung der Gewerbefreiheit. Das ſei nicht der Weg, 
die ſociale Frage zu löſen, ſondern der: fie zu verwirren. — Auch ſei gerade 
im Intereſſe der vollen bewußten Theilnahme am kirchlichen Leben eine ge⸗ 
wiſſe Bildung nöthig. Auch von dieſem Geſichtspunkte aus ſeien die Fort⸗ 
bildungsſchulen wichtig. Allerdings gebe es auch bei uns eine gewiſſe kirch⸗ 
liche Richtung, die ein bewußtes kirchliches Leben eben nicht wolle (Bravo). 
Auch die Theilnahme an dem Nachmittagsunterricht und deſſen Ertheilung 
ſei eine Art des Gottesdienſtes; denn die Keime pflegen, welche die Gottheit 


wiederholen (Widerſpruch). 


Verwahrung. 


in uns gelegt, das ſei der beſte Gottesdienſt; ſo behaupte er von ſeinem 
Standpunkte als Proteſtant. — Durch den in den Schulregulativen herr⸗ 
ſchenden Geiſt gerathe die Staatsregierung immer mehr in Conflict mit dem 
Volksbewußtſein, und dieſen Streit führe auf die Dauer keine Regierung 
mit Erfolg durch (Bravo). 5 
Cultusminiſter v. Mühler: Daß die kgl. Staatsregierung jedes geſunde 
Leben auf dieſem Felde zu fördern bemüht ſein werde, brauche er nicht zu 
Solle aber die Staatsregierung die Sonntage 
allen anderen Tagen gleichſtellen, ſo müſſe er ausdrücklich erklären, daß die 
Staatsregierung die Heilighaltung der Sonntage aufrecht erhalten werde. — 


Abg. Schulze: Nach dieſer Verwahrung könne es ſcheinen, als wolle das 
Haus eine Nivellirung der Sonntage, und dagegen ſei man es ſich ſchuldig, 


bier zu erklären, daß es Niemand eingefallen ſei, der Heilighaltung des 
Sonntags entgegen zu treten (Beifall). Er ſetze damit Verwahrung gegen 
Er wolle das Recht des Sonntags wahren, nicht nur vom 
kirchlichen, auch vom humanen Standpunkte aus. Der Arbeiterſtand ſolle 
an dieſem Tage wenigſtens einmal menſchlich aufathmen, und er (Redner) 
ſei nicht der Mann, der dies Recht verkümmern wolle (Bravo). — Die Dis⸗ 
cuſſion wird geſchloſſen. Nachdem der Referent, Abg. Reimnitz, den Com⸗ 
miſſionsantrag empfohlen, erhebt ſich faſt das ganze Haus für denſelben. — 
(Einſtimmig! wird von mehreren Seiten bemerkt und im Widerſpruch dage⸗ 
gen conſtatirt, daß nur der Abg. Plaßmann gegen den Antrag ſtimmt.) 

In der Stadt Leſſen beſtehen Simultanſchulen, und die kgl. Regierung 
zu Marienwerder hat die Umwandlung dieſer Schulen in Confeſſionsſchulen 
angeordnet. Magiſtrat und Stadtverordnete dieſer Stadt beantragen die 
Aufhebung dieſer confeſſionellen Schultrennung, und die Comm. empfiehlt 
Ueberweiſung an die Staatsregierung zur Berückſichtigung. Abg. Krauſe 
(Magdeburg) hat den Antrag geſtellt, über die Petition zur Tagesordnung 
überzugehen. Der Antrag erhält ausreichende Unterſtützung. Abg. Zieg⸗ 
ler (gegen den Commiſſionsantrag): Er könne ſich bei dieſer Sache nur auf 
dem geſetzlichen Boden bewegen. Die Regier. habe geſetzlich verfahten, und 
die Confeſſionsſchulen ſeien bereits eingerichtet. Eine Auflöſung dieſer Schu⸗ 
len werde große Uebelſtände hervorrufen, und ſchließe er ſich deshalb dem 
Kraufeihen Antrage an. 5 

Abg. v. Hennig (Graudenz) behauptet, daß die Trennung der Schulen 
nur fo durchgeführt ſei, als ſie den Namen „katholiſche“ und „evangeliſche 
Schule“ erhalten hätten; die Auflöſung würde alſo keine Schwierigkeiten 
darbieten. Er beſtreite, daß die Regierung geſetzlich berechtigt geweſen wäre, 
die Trennung anzuordnen. Die Stadt Leſſen ſei eine kleine Ackerbau⸗Stadt 
mit 2000 Einwohnern, die Belaſtung der Bewohner ſei eine ſehr erhebliche 
und die Stadt ſei nicht reich genug, um zwei Schulen zu erhalten. Wollte 
man gerecht ſein, ſo würde man erlangen können, daß auch eine jüdiſche 
Schule eingerichtet werde. Setze die Regierung die Trennung durch, ſo 
werde die Stadt verarmen, und ſtatt einer guten, zwei ſehr ſchlechte Schulen 
haben. Simultanſchulen förderten die Toleranz, während confeſſionelle Schu⸗ 
len die Unduldſamkeit hervorriefen. Dies zeige ſich, nach Ausſage des Ma⸗ 
giſtrats, jetzt ſchon in Leſſen. Der Redner weiſt demnächſt aus den Akten 
nach, daß bei dem Zuſtandekommen des Gutachtens der Schuldeputation er⸗ 
hebliche Unregelmäßigkeiten vorgekommen ſeien und daß der Magiſtrat ſich, 
ſobald die Sache bekannt geworden ſei, in mehreren Proteſten an die Re⸗ 
gierung gewendet habe. Die Stadtverordneten ſeien gar nicht gehört wor⸗ 
den, obwohl es ſich hier um Geld handelte. Das Haus möge durch An⸗ 
nahme des Commiſſions⸗Antrages das Rechtsbewußtſein des Volkes ſchützen. 

Der Cultus⸗Miniſter entgegnet, daß er die Darſtellung des Vorred⸗ 
ners nicht als richtig anerkennen könne. Die Schule habe früher eine katho⸗ 
liſche und eine evangeliſche Abtheilung gehabt, und nur die erſte Abtheilung 
bildete die Simultanſchule, wohin die Kinder aus den beiden andern Ab⸗ 
theilungen befördert wurden. Für die ſpäter erfolgten Aenderungen lägen 
die Berichte der Schul⸗Deputation und des Magiſtrats vor. Erſt nachdem 
die Trennung eingetreten war, gingen Proteſte des Magiſtrats ein, die den 
Jpeg hatten, die Anſtellung eines zweiten Lehrers zu verhindern. Die 
Einrichtung ſei getroffen, den Bedürfniſſen entſprechend; er bitte um Ableh⸗ 
nung des Commiſſions⸗Antrages. > v 

Abg. Krauſe (Magdeburg): In einem Falle, wo es ſich nicht mehr 
darum handle, eine Trennung zu verhüten, ſondern eine bereits ausgeführte 
Trennung wieder aufzuheben, da müſſe man die Gründe für und wieder 
ſtreng prüfen. Welche Meinung man auch über Simultanſchulen habe, ſo 
ſei dies noch kein Grund, die Petition der Regierung zur Berückſichtigung 
zu überweiſen. Die Kabinetsordre von 1821 und die Verfaſſungs⸗Urkunde 
berechtigten die Regierung, die Einrichtung von confeſſionellen Schulen zu 
befördern. Es ſei aber nicht nachgewieſen, daß die a ‚von ihren 
Befugniſſen einen ungeſetzlichen Gebrauch gemacht habe. Es ſei nur bier 
auf das Zuſtandekommen der Gutachten hingewieſen und darüber Aktenſtücke 
mitgetheilt, es ſei ſchlimm, daß dieſe Aktenſtücke im Plenum zur Sprache 

ebracht worden, während die Commiſſion davon keine Kenntniß erhalten 
abe. (Abg. Rohden: Hört! hört!) Der Miniſter habe dagegen hervorge⸗ 
hoben, daß die Gutachten korrekt zu Stande gekommen ſeien, und ehe der 
Regierung nicht ein ungeſetzliches Verfahren nachgewieſen ſei, bitte er zur 
Tagesordnung überzugehen. 

Abg. John (Marienwerder): Der Staat habe zu ſeiner Erhaltung die 
Verpflichtung, das durchgänge Maaß der Bildung des Volkes durch die 
Volksſchule zu verbreiten; ſei aber die Volksſchule eine Staatsanſtalt, ſo 
könne ſie nicht zugleich kirchlichen Einwirkungen unterworfen ſein. Die Be⸗ 
ſonderheit des religiöfen Glaubens zu fördern, ſei nicht Sache des Staates 
und alſo auch nicht der Volksſchule. Man habe auf ein gutes Unterrichts⸗ 
geſetz nicht zu rechnen, wenn der leider in die Verfaſſung gebrachte Grund⸗ 
ſatz, confeſſionelle Schulen zu fördern, nicht verlaſſen werde. Er ſtimme für 
den Commiſſions⸗Antrag. 

Abg. Bartoszkiewicz rechtfertigt die-Anordnung der Regierung durch 
den Hinweis auf die große Zahl der Schulkinder. Die Simultan⸗Schulen 

ehörten der neueſten Zeit an, der Zeit, wo die Götter den Olymp ver⸗ 
aſſen und mit den Menſchen Brüderſchaft getrunken hätten (Heiterkeit); die 
Simultanſchulen erzeugten gegenſeitigen Haß, beſonders wenn der Lehrer 
nicht tolerant genug ſei. habe einen Lehrer gekannt, der ſich über katho⸗ 
liſche Einrichtungen in Gegenwart der kathol. Kinder ſtets verächtlich und 
höhniſch ausgeſprochen habe; er habe einen jüdiſchen Lehrer gekannt, der 
den kathol. Kindern den Katechismus beſſer beigebracht habe, als irgend ein 
anderer Katholik. (Heiterkeit.) — Die polniſchen Kinder würden vollſtändig 
verdummt und man werde ſehen, daß der Knabe, wenn er die Simultan⸗ 
ſchule vollendet habe, dümmer ſei, als vorher. (Heiterfeit.) — Die Discuſ⸗ 
ſion iſt ae der — u bi Gringmuth will nach der vorhergegangenen 
eingehenden Erörterung die Geduld des Hauſes nicht ermüden und hebt daher 
nur noch hervor, daß wenn das Verfahren der Regierung zu Marienwerder 
auch legal geweſen ſei, fie doch mit einer gewiſſen Härte, ja Unbilligkeit 
verfahren habe. ; 
kommen der ſtädtiſchen Berichte und Anträge nicht ganz geſetzmäßig geweſen, 
denn wenn der Bürgermeister, eine erhaltene Verfügung der Regierung 
5 Monate in der Schublade verborgen gehalten, und ſein Amtsnachfolger 
ſie erſt aufgefunden habe, müſſe es nicht mit rechten Dingen zugegangen 


ſein. Auf die gleich darauf ergangenen drei Proteſtationen des Magiſtrats 


ſei die Regierung nicht eingegangen, wohl aber auf das neue Gutachten der 
techniſchen Mitglieder der Schuldeputation. Wer ſeien die aber geweſen? 
Nun die beiden Geiſtlichen, und daß dieſe ſich für confeſſionelle Trennung 
ausgeſprochen, ſei doch ganz natürlich, denn, wenn Referent als Geiſtlicher 
um feine Meinung gefragt werde, jo müſſe er entſchieden den confeſſionellen 
Schulen den Vorzug vor den Simultanſchulen geben, weil bei Anerkennung 
der Parität in höheren Lehranſtalten, die Elementarſchulen nach ſeiner ent⸗ 
ſchiedenen Anſicht den confeſſionellen Charakter tragen müßten. Gegen den 
Abgeordneten für Marienwerder müſſe er noch hervorheben, daß die Schule 
keine Dienerin der Kirche ſein ſolle, ſondern daß beide Hand in Hand die 
Erziehung der Jugend führen müßten. Bei aller Anerkennung des Princips 
der Regierung, Confeſſionsſchulen zu errichten, müſſe er doch auf die Kabi⸗ 
netsordre von 1821 verweilen, die ſehr wohl Ausnahmen, aus dem Bedürf⸗ 
niſſe der Bevölkerung hervorgegangen, zugeſtehe, und empfehle er daher im 
Auftrage der Commiſſion den Antrag auf Berückſichtigung. — Der Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag wird hierauf, nachdem der Uebergang zur Tagesordnung abge⸗ 


lehnt, mit ſchwacher Majorität angenommen. 


Bei der Petition des Köllners Krüger zu Tammowiſchken, welchem die 


Erlaubniß verweigert worden, ſeine Kinder in eine benachbarte Schule zu 


Aus den Verhandlunpen leuchte hervor, daß das Zuſtande⸗ 
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wiſſe religiöſe Richtung zu zwängen, und zwar einer ganz kleinen Minorität 
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P. zu ſchicken, nachdem eines derſelben von dem heimiſchen Lehrer erheblich 
gemißhandelt worden, wird der Commiſſions⸗Antrag (auf Ueberweiſung zur 
Berückſichtigung) von dem Abg. Frentzel befürwortet, weil hier in unge⸗ 
ſetzlicher Weiſe in die Befugniſſe der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder ein⸗ 
gegriffen ſei; der Schulvorſtand der Schule zu P. ſei bereit, die Kinder des 
K. aufzunehmen. 

Der Cultusminiſter wiederholt zunächſt — gegen den Comm.⸗Antrag— 
die von ſeinem Commiſſar in der Commiſſton geltend gemachten Gründe und führt 
dann aus: es handle ſich um die prinzipielle Frage, welche Wirkung der 
Abgrenzung der Schulbezirke beizulegen ſei. Nur für den Privatunterricht 
ſei eine geſetzliche Ausnahme anzunehmen, ſonſt aber das Prinzip zu wah⸗ 
ren, daß die Abgrenzung inne zu halten und die Eltern nicht berechtigt ſeien, 
ihre Kinder in andere Schulen, als diejenigen zu ſchicken, zu denen ſie ein⸗ 
ar ſeien. Im vorliegenden Falle wolle er übrigens zugeben, daß be: 
onders mit Rückſicht darauf, daß der Petent ſich erboten habe, die Schul⸗ 
laſten für beide Schulen zu tragen, eine billige Rückſicht walten könne. 

Abg. Dr. Dieſterweg: Es liege ein Act büreaukratiſcher Willkür vor; 
es müſſe genügen, wenn der Vater ſage: „Ich habe kein Vertrauen zu dem 
Lehrer, ſeine Naſe gefällt mir nicht.“ Der Staat habe die Pflicht, dafür 
u ſorgen, daß die Kinder unterrichtet würden; wo, das ſei Sache des Vaters. 

Nachdem noch der Referent Abg. Ritter den Commiſſions⸗Antrag mit 
Rückſicht darauf befürwortet, daß es nach der landrechtlichen Beſtimmung 
den Eltern freiſtehe, ihre Kinder im Hauſe unterrichten zu laſſen, es ihnen 
alſo noch vielmehr freiſtehen müſſe, fie in einer ihnen beliebigen öffentlichen 
Schule unterrichten zu laſſen, wird derſelbe mit großer Majorität ange⸗ 
nommen. 

Die Kolonie Joſephshof (Kreis Freiſtadt in Schleſien) beantragt ihre 
Entlaſſung aus dem Schulverbande Eichau, event. von den Koſten des jetzt 
projektirten Schulhausbaues zu Eichau befreit zu werden. Die Staatsregie⸗ 
rung bat den Antrag zurückgewieſen, weil die Gemeinde durch Vertrag ver⸗ 
pflichtet ſei, und die Commiſſion empfiehlt Uebergang zur Tagesordnung in 
der Erwägung, daß die Entſcheidung der königl. Regierung zwar hart, aber 
nicht ungerechtfertigt erſcheine. 

Abg. Baſſenge (Lauban) rechtfertigt das Verlangen der Petenten und 
beantragt: „die Petition, ſo weit ſie auf Entlaſſung aus dem Schulverbande 
ain ſei, der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen, hin⸗ 
ichtlich der Befreiung von den Baukoſten, weil ihnen der Rechtsweg offen 
ſtände, zur Tagesordnung überzugehen. x 

Der Cultusminiſter erwidert, daß die Entbindung der Gemeinde von 
den Koſten Sache der richterlichen Entſcheidung ſei; der Antrag auf Ent⸗ 
laſſung aus dem Schulverbande aber ein Novum ſei, über welches er ſich 
augenblicklich nicht ausſprechen könne. 2 

Der Ref. Abg. Ritter tritt Namens der Commiſſion dem Amendement 
des Abg. Baſſenge bei und wird daſſelbe vom Hauſe angenommen. 

Es folgt der dritte Bericht der Petitions⸗Commiſſion. Der Wahlmann 
Kampmann und Gen. zu Hunshoven petitioniren um Wiedereinführung der 
geheimen Abſtimmung bei allen Wahlen. Die Commiſſion beantragt: Ueber⸗ 
weiſung an die Staatsregierung zur Berückſichtigung. — Miniſter des In⸗ 

nern v. Jagow: Die Regierung könne der Anſicht, daß die Frage wegen 
der geheimen Wahlen abgeſondert von dem Wahlgeſetze behandelt werden 
könne, nicht beitreten. Die Sache ſei auch nicht ſo dringlich, denn die An⸗ 
ſichten über die geheime Abſtimmung im Lande ſeien ſehr verſchieden. Er 
könne daher eine Berückſichtigung nicht in Ausſicht jtellen. — Abg. Dr. Baur: 
Die oͤffentliche Wahl verſtoße gegen das Grundweſen der Wahl; die Wahl 
ſei eine Vertrauensſache. In der ſucceſſiven Abſtimmung liege auch eine 
Ungereimtheit, denn wenn es feſtſteht, daß eine Majorität erreicht ſei, fo 
ſeien die noch folgenden Abſtimmungen überflüſſig. Er befürworte den Com⸗ 
miſſionsantrag. — Abg. Dr. Gneiſt: Er beantrage Tagesordnung, da keine 
Veranlaſſung ſei, die wichtige Frage zum Austrag zu bringen. Er trete den 
Petenten bei, wenn ſie ſich auf die weitverbreitete Sympathie für bie geheime 
Abſtimmung berufen; dieſe Sympathie ſei übrigens eine ſehr natürliche, 
denn Niemand wolle gern ein politiſches Recht unter gewiſſer Verantwort⸗ 
lichkeit ausüben. Um aber Fragen von ſo ungeheurer Tragweite in das 
Haus zu bringen, müſſe irgend eine Veranlaſſung vorliegen; die Antragſtel⸗ 
ler hätten keine neuen Gründe beigebracht; es ſtände keine Aenderung des 
Wahlgeſetzes bevor, es liege nichts weiter vor, als der Wunſch eines Einzel⸗ 
nen, daß das Haus ſich über die wichtige Frage ausſpreche. Dazu habe das 
Haus in dieſer ſpäten Stunde keine Veraulaſſung, und beantrage er Tages⸗ 
richig. aus Achtung vor der hohen Wichtigkeit der Sache. (Ruf: ſehr 
richtig!). 

Abg. Schulze (Berlin): Das Haus habe ſich bereits mehrfach mit der 
rage beſchäftigt, es fehle nicht an Zeit zur Durchberaihung. Es handle 
ich für jetzt nur darum, die Regierung zu veranlaſſen, mit einer entſprechen⸗ 

den Geſetzvorlage vor das Haus zu treten. Die öffentliche Abſtimmung reize 
dazu an, einen Einfluß auf dieſelbe auszuüben; es gebe erlaubte und uner⸗ 
laubte Einflüſſe. Gegen letztere ſchütze nur der Mangel der Controle über 
die ſtattgefundene Abſtimmung, d. h. die geheime Abſtimmung. Die Bethä⸗ 
tigung der unabhängigen Geſinnung, die bei den Abſtimmungen ſtattfinden 

folle, gerathe in Widerſpruch mit den concreten Verhältniſſen, den Pflichten 
des Einzelnen gegen die Familie u. ſ. w. 

Auch bei der öffentlichen Abſtimmung könne der Bürgermuth ſich docu⸗ 
mentiren, wie die letzten Wahlen gezeigt; das ſei aber kein Grund zur Auf⸗ 
rechthaltung. Die Conflicte des Beamtenſtandes mit den Reſcripten würden 
durch die geheime Abſtimmung beſeitigt, und das allein müſſe genügen, um 
darauf zu dringen. — Es handle ſich vorläufig nicht, wie der Vorredner und 
der Miniſter angedeutet, um das Wahlrecht, das Wahlſyſtem, ſondern um die 

orm der Ausübung des Wahlrechts. Daß gerade dieſe Seite des Hau⸗ 
es (Fortſchrittspartei) die Frage jetzt betone, liege in dem augenblicklichen 
Verhältniſſe; es ſei keine Parteifrage. Gerade jetzt bekunden wir durch An⸗ 
nahme des Antrages, daß es uns nur um Unabhängigkeit der Wahlen zu 
thun iſt, gleichviel, ob ſie auf uns gefallen oder nicht. Wir wollen unſere 
Wahl nur der freien Ueberzeugung unſerer Wähler verdanken; ſonſt wollen 
wir lieber nicht hier ſitzen. (Bravo.) 5 

Miniſter des Innern v. Jagow: Der Redner habe in ſeiner Rede be⸗ 
merkt, daß die Regierung ſich gegen den Antrag ausgeſprochen habe, weil 
fie dann keine unfittlihen Wahlmanöver machen könne. Er müſſe ſich ganz 
entſchieden gegen dieſen Ausdruck erklären. Wenn die Herren annähmen, 
daß eine Beeinfluſſung der Wahlen ſtattgefunden, ſo ſei das verſchieden von 
dem, was der Redner bier gejagt habe. Dieſe Bemerkungen müſſe er ent: 
ſchieden zurückweiſen. Die Regierung habe in keiner Weiſe Veranlaſſung zu 
einem Tadel gegeben. (Oh! oh!) Dabei bleibe er (ja! ja! Der Präſident 

bittet den Miniſter nicht zu unterbrechen). Er habe geſagt, es könne auf 
eine Berückſichtigung nicht eingegangen werden, weil die Frage nicht unab⸗ 
hängig von dem Wahlgeſetze behandelt werden könne. Er glaube nicht, daß 
die Anſicht im Lande allgemein eine ſolche ſei, wie ſie hier eben dargelegt 
worden. — Abg. Schulze (Berlin) perſönlich: Er habe das Wort „unſitt⸗ 
lich“ von den Wahlmanövern nicht gebraucht. Wenn aber der Herr Miniſter 

des Ei feine erſte Deduction, daß das Wahlrecht auf ſittlicher Grund: 
lage beruhen müfje, mit ſeinen Wahlmaßregeln in Verbindung bringen wolle, 
ſo habe er nichts dagegen. (Heiterkeit.) — 50 fe Fryſtatzti: Die öffentliche 
Abſtimmung ſei allgemein verhaßt; von 100 ſeien 90 für die geheime Ab: 
ſtimmung; wer jo im Kern des Volkes lebe, wie er, der wiſſe das. — Ref. 
Dr. Eberty: Das Bedenken des Miniſters, die Abſtimmungsmethode laſſe 
ſich von der Frage über das Wahlrecht ſelbſt nicht trennen, ſei unbegründet. 
Darüber ſeien Wagener und Schulze⸗Delitzſch in ſchönſter Webereinftimmung; 
auch in England ſei noch neulich von Berkeley hervorgehoben, daß das Ballot 
kein Beſtandtheil irgend eines andern Reformplanes ſei; in England gehe 
eine unabläſſige Strömung nach dem Ballot hin; auch bei uns möge man 
den Bürgern die ſchwere Ausübung ihres Wahlrechts erleichtern. Er bitte 
um Annahme des Commiſſions⸗Antrages. — Der Antrag auf Tagesordnung 
wird abgelehnt, der Commiſſions⸗Antrag angenommen. i 

Bei der Petition von 258 Mitgliedern der reformirten Gemeinden Läm⸗ 
mershagen, Ubbodilſen und Senne II. im Kreiſe Bielefeld um Wiederher⸗ 
ſtellung ihrer früherer kirchlichen Verhältniſſe (Verbindung mit der lippeſchen 
Gemeinde Oerlinghauſen) hat die Commiſſion Ueberweiſung zur Abhilfe be⸗ 
antragt. — Abg. Löwe für dieſen Antrag, indem er im Weſentlichen die 
Thatſachen des Commiſſions⸗Berichts wiederholt. Der bish. Kirchenverband 
habe mehrere hundert Jahre beſtanden; den Gemeinden werde ihr Vermögen 
geraubt; Feindſchaft und Hader ſei eingezogen; aus localen Rüclſichten ſei 
die je ige Ordnung der kirchlichen Gemeinde⸗Verhältniſſe gar nicht aufrecht 
zu erhalten; man verſpreche einen Zuſchuß von 6000 Thlrn. zum Bau eines 
neuen Gotteshauſes, aber Niemand wiſſe, woher das Geld kommen jolle; 
es ſei nur darauf abgeſehen, das religiöſe Leben der Gemeinden in eine ge: 


u Liebe, die nur aus Familien beſtehe, welche von auswärts zugezogen 
den; das Tendenziöſe des Verfahrens liege offen auf der Hand, da die Ab⸗ 
trennung der Gemeinden erſt in Angriff genommen ſei, nachdem die Wahl 
eines neuen Predigers in der Muttergemeinde nicht in der orthodoxen Rich⸗ 
tung ausgefallen ſei; zur Handhabung der Seelſorge reichten die beiden 
Pfarrer der Gemeinde vollkommen aus, denn ſchon ſeit 1811 gebe es zwei 
Pfarrer, und nicht, wie die Behörden angenommen, blos einen (hört! hört!); 
als das Conſiſtorium einen Commiſſar geſchickt habe, hätten er 
(Redner) und noch zwei andere Gemeindemitglieder die Beſchwerden 
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5. 
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der Gemeinde vorgebracht; einen vierten Redner babe der Commiſſar 
gar nicht mehr anhören wollen (Heiterkeit), und jene drei Redner 
ſeien darauf von dem Conſiſtorium mit der Distiplinarſtrafe belegt, daß 
ihnen die Wählbarkeit zur Bekleidung eines Kirchenamts auf zwölf Jahre 
entzogen worden (hört! hört!), und unter ihnen ſei ein Mann von ſiebenzig 
Jahren, der dreißig Jahre ein Kirchenamt bekleidet habe, zwanzig Jahre 
Gemeindevorſteher geweſen ſei, der die Freiheitskriege mitgemacht habe 
(hört! hört!); die Beſtrafung dieſes Mannes habe in der ganzen Gegend 
tiefe Senſation gemacht. Der Superintendent habe ſich noch dazu für das gegen die 
Gemeinde innegebaltene Verfahren, namentlich die Abſetzung des Kirchenvor⸗ 
ſtandes, auf den Willen Sr. Majeität berufen; er hoffe, daß man in dieſer 
Weiſe nie mehr den Namen des Königs mißbrauchen werde (Bravo). Die 
Abhilfe des Nothſtandes der Gemeinden fei leider immerfort hinausgeſcho⸗ 
ben und doch ſei ſie ſehr leicht; es würden durch eine Wiederherſtellung des 
früheren Verhältniſſes nur etwa 5 Familien und eine Anzahl von ihnen 
abhängiger Arbeitsleute berührt (hört! hört!). Die ganze Angelegenheit 
ſei ein neuer Beweis, wie nothwendig es ſei, daß Art. 15 der Verfaſſung 
endlich eine Wahrheit werde. Die Competenz des Hauſes in dieſer Sache 
angehend, ſo ſei die Beſchwerde keine rein kirchliche; ſie ſuchten nur Hilſe 
gegen die Uebergriffe der Behörden, und das Haus möge dieſe durch An⸗ 
nahme des Commiſſions⸗Antrages gewähren (Bravo. — Die ganze Rede 
machte ſichtlich tiefen Eindruck auf die Verſammlung). 

Der Cultusminiſter erwidert, daß die Abtrennung vor 10 Jahren 
im Intereſſe der Gemeinden erfolgt ſei. Er habe die Abſicht, durch eine un⸗ 
parteiiſche Prüfung an Ort und Stelle die Sache ins klare Licht zu ſetzen 
und event. Abhilfe zu ſchaffen; ſchon privatim habe er dieſe Abſicht dem 
Vorredner zu erkennen gegeben und nehme keinen Anſtand, dies Verſprechen 
hier zu erneuern. (Bravo.) - Bi 

„Abg. Dr, Freſe (Minden): Auch in feinem Wahlkreiſe ſei eine altluthe⸗ 
riſche Bewegung vorhanden, und es ſeien mehrere Fälle vorgekommen, daß 
unirte Gemeinden ſich gegen einen ihnen aufgedrungenen lutheriſchen Pre⸗ 
diger hätten verwahren müſſen. Das müſſe um ſo mehr conſtatirt werden, 
als gerade Diejenigen, welche nicht blos ſeiner (Redners), ſondern der ge⸗ 
ſammten liberalen Partei des Hauſes vorwürfen, ſie wolle dem Volke die 
Religion nehmen, ſich ſolche Eingriffe gegen ihre Glaubensgenoſſen erlaubten. 
Nehme das Haus den Commiſſions⸗Antrag an, ſo beweiſe es dadurch, daß 
das Haus das Recht der Gemeinden auf kirchliche Unabhängigkeit achten und 
wahren wolle. } 2 

Die Diseuſſion wird geſchloſſen. Der Ref. Abg. Richter ſpricht die 
Hoffnung aus, daß das Haus ſich eben fo einſtimmig gegen dieſen ſchreienden 
Uebelſtand erklären werde, wie die Commiſſion. 

Der Cultusminiſter berichtigt einige Bemerkungen des Referenten, 
wonach die Discuſſion wieder eröffnet und abermals geſchloſſen wird. Bei 
der Abſtimmung wird der Commiſſions⸗Antrag mit großer Majorität an⸗ 
genommen. ! / 8 

Abg. Rahn berichtet mündlich über die Pet. des Dr. med. Pauli zu 
Berlin, die Penſionirung alter, armer, in Ausübung ihres Berufs und bei 
Epidemien erkrankter und arbeitsunfähig gewordener Aerzte betreffend. Die 
Comm. empfiehlt Uebergang zur T.⸗O., weil die Verpflichtung zur Pen⸗ 
ſionirung dem Staate nur Denjenigen gegenüber obliege, die dem Staate 
direct Dienſte leiſten. Abg. Dr. Virchow: Er wolle darauf hinweiſen, daß 
die Stellung, welche der Staat den Aerzten erweiſe, zu derartigen Anträgen 
führen müſſe; der Arzt werde einerſeits als Beamter, andererſeits als Ge⸗ 
werbetreibender behandelt, ſeit einiger Zeit indeß überwiege die erſte Anſicht, 
wie z. B. der Hinweis auf § 102 des Strafgeſetzbuchs darthue. — Ebenſo 
habe ja die Reg. ſogarx Aerzten aus politiſchen Gründen die 
Ausübung ihres Berufs unterſagt. Seit einer Reihe von Jahren 
ſeien die Forderungen auf eine Aenderung der Medizinalgeſetzgebung wieder 
eingeſchlafen, und es ſcheine wohl an der Zeit, auch in dieſer Beziehung zu 
freieren Grundſätzen überzugehen. Gegen den Comm.⸗Antrag ſpreche er nicht, 
weil er die Tendenz der Reg. nicht unterſtützen wolle. 

Cultusminiſter v. Mühler: Es ſei Sache der freien Aſſociation der 
Aerzte, die angeregte Frage I erledigen. Wenn der Vorredner eine gänzliche 
Reform der Medizinalgeſetzgebung wünjche, jo bitte er ihn, den Antrag jeparat 
zu ſtellen, da derſelbe nicht bei 1 dieſer Petition erledigt werden 
könne. Für die Behauptung, daß die Reg. ihre . zu politiſcher Ein⸗ 
wirkung gemißbraucht habe, bitte er ſpezielle Fälle mitzutheilen; ſo lange dies 
nicht geſchehen, müſſe er die Behauptung beſtreiten. — Abg. Dr. Virchow: 
Er habe augenblicklich zwei Fälle im Sinn, der erſtere betreffe Dr. Borchard 
in Breslau und Dr. Samuelſohn in Weſtpreußen. Einen Antrag auf Me⸗ 
dizinalreform habe er nicht geſtellt. — Der Comm.⸗Antrag wird einſtimmig 
angenommen. 2 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend um 9 Uhr. 


Berlin, 20. Auguſt. [Dementi.] Der telegr. gemeldete Artikel 
der „Sternz.“ lautet wörtlich wie folgt: Die „Kölniſche Zeitung“ und 
andere Blätter entlehnen dem wiener „Vaterland“ Mittheilungen aus 
Berlin über Berathungen des Staatsminiſteriums in Betreff einer 
Auflöſung des Abgeordnetenhauſes und Octroyirung eines Wahlgeſetzes, 
wie auch über einen Beſchluß in Betreff der Stellvertretungskoſten der 
zu Abgeordueten gewählten Beamten. Wir können zuverläſſig ver⸗ 
ſichern, daß dieſe angeblich „von ſehr gut unterrichteter Seite“ her⸗ 
rührenden Mittheilungen abſolut aus der Luft gegriffen ſind, indem 
keine Berathung oder Beſprechung irgend einer Art ſtattgefunden hat, 
welche den entfernteſten Anhalt für dieſelben darböte. 

** Berlin, 20. Auguſt. [Verurtheilung.] Heute ver⸗ 
handelte das Criminalgericht eine Anklage gegen die Redacteure der 
„Berl. Börſen-Ztg.“, der „Kreuz⸗Ztg.“ und der „Berl. Allg. Ztg.“, 
wegen Beleidigung des Miniſteriums, reſp. Erregung von Haß und 
Verachtung gegen die Anordnungen der Regierung. Die Anklage war 
gegründet auf den Abdruck des bekannten Artikels der „Saturday Review“. 
Die Verurtheilung erfolgte zu 10 reſp. 20 Thlr. Geldbuße; es kam 
bei dieſer Verhandlung ein ſehr wichtiges Prinzip zur Entſcheidung. 


Heiter. 


+13,8 . 
5 Heiter. 


20. Aug. 10 U. Abvs.] 27 8,69 
+12,4 


O. 0, | 
21. Aug. 6 U. Morg.| 27 8,62 1. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 21. Aug. Serge : 14 F. 43. Unterpegel: 1 F. — 3. 


Angekommen? Kailerl. gl. öfterreihifher Kämmerer Baron von Hor⸗ 
vath — Ungarn. Major a boite Sr. Majeſtät des Kaiſers von 
Oeſterreich, Baron v. Diller und Familie aus Wien. (Pol.⸗Bl.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 20 Auß. Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann bei gänzlicher 
Geſchäftsloſigkeit zu 68, 85, bob ſich bis auf 68, 95 und ſchloß unbelebt zu 
dieſem Courſe. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. 
Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 68, 95. 4 proz. Rente 98, 50. Zproz. 
Spanier —. lIproz. Spanier 44%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats: 
Eiſenbahn⸗Altien 485. Credit⸗mobilier⸗Aktien 850. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 
608. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 20. Auguſt, Nachm 3 Uhr. Conſols 93%, Iproz. Spanier 
44%. Mexikaner 29. Sardinier 83, 5proz. Ruſſen 96. Neue Ruſſen 93. 
Der Dampfer „Nova Scotian“ ift aus Newpork eingetroffen. 5 

London, 20. August, Abends. So eben eingetroffene Berichte aus 
Newyork vom 12. d. melden, in Newyork war . im Steigen, der 
Cours auf London 125, Baumwolle 48, ruhig. Cerealien waren weichrnd, 

Wien, 20. Auguft, Mitt. 12 Uhr 30 Minuten. Börſe feſt. 
öproz. Metall. 70, 40. 4 proz. Metall. 62, 25. Bank⸗Aktien 788. Nordbahn 
194, 70. 1854er Looſe 80, 50. National-Anleibe 82, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 244, 50 Creditaktien 209, — London 128, 25. Hamburg 
95, 40. Paris 50, 60. Gold —, —. Silber , Böhmiſche Weſtbahn 
5 = Lombardiſche Eiſenbahn 282, —. Neue Looſe 130, 40, 1860er 

ooſe 90, —. 

Frankfurt a. M., 20. Auguft, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterreich. 
Effekten bei ziemlich belebtem Geſchäft beſſer bezahlt. Vollbezahlte neue 
Ruſſen 90%. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 137. Wiener 
Wechſel 924. Darmſtädter Bankaktien 218. Darmſt. Zettelbank 249%. 
öproz. Metall. 54. 4 proz. Metall. 47%. 1854er Looſe 69%. Oeſterreich. 
National⸗Anl. 63%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 228. Oeſterr. Bank⸗ 
Antheile 732. Oeſterr. Credit⸗Aktien 191. Neueſte öſterr. Anleihe 71%. 
D Erde 119%, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 30%. Mainz⸗Ludwigshafen 
Litt. A. 130%, 

amburg, 20. Auguft, Nachm. 2 un 30 Min. Feſte Stimmung; 
mſatz in Nordbahn. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 64. Oeſterr. 


viel 


Die „Kreuzztg.“ erklärt, daß fie gegen das Erkenntniß appelliren werde. 6 


u. Br., September 18% 
November 16% Gld., % Br., 1 16% Br., % Gld., Januar 1863 
4 bez. 
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Credit⸗Aktien 81. Vereinsbank 102. Nordd. Bank 98%. Rheiniſche 96, 
Nordbahn 64%. Disconto —. Wien —. ar 

Hamburg, 20. Auguſt. [Getreidemarkt.] eizen loco feit, ab 
auswärts eher ruhiger. Roggen loco feſt, ab Oſtſee zu letzten Preiſen ver⸗ 
de Oel ER 294, pr. Mai 28%. Kaffee gewöhnliches Conſum⸗ 
eſchäft. Zink ohne Umſatz. 
5 erke, 25 August. [Baumwolle.] 15,000 Ballen Umſatz. — 
Middling Orleans 24, wozu mehr angeboten. Surate und egyptiſche Baum⸗ 
wolle bedeutend geſtiegen. 5 


r! T -_ Te 
Berlin, 20. Aug. Da die Börſe in Betreff der Deutung der heutigen 
italieniiben Depeſchen über die in dem garibaldiſchen Unternehmen einge 
tretene Wendung zu einem ganz übereinſtimmenden Urtheil nicht zu gelan⸗ 
gen vermochte, ſo ließ ſie ſich durch die in den wiener Courſen ſich aus⸗ 
drückende Meinung beſtimmen. Die wiener Notirungen lauten nicht ſchlech⸗ 
ter als geſtern, häufig erheblich günſtiger; die dortige Börſe wird als feit: 
bezeichnet, die bieſige war es in hohem Grade. Nicht nur waren die inlän⸗ 
diſchen Eiſenbahnactien ſehr hoch, — die Hauſſe kam in den ſchleſiſchen. 
Actien zwar zum Stehen, ging dagegen auf einige in letzter Zeit mehr als 
ſonſt vernachläßigte weſtliche Deviſen über, namentlich auf Köln⸗Mindener 
und Mainzer, — davon abgeſehen waren auch die öſterreichiſchen Papiere, 
Credit vor Allem, beliebt und höher, und außerdem ſetzten die kleinen Eiſen⸗ 
bahnactien ihre Bewegung fort. Erſt als die wiener Depeſche verleſen war, 
die den aus den Frühnotirungen geſchöpften Erwartungen nı cht ganz ent⸗ 
ſprach, trat bei matterer Haltung Geſchäftsunluſt ein, die zu en nem Cours⸗ 
druck in allen Speculationspapieren führte. Für Disconten iſt unter 3% 
nicht anzukommen. (B.- u. 9.3.) 


Berliner Börse vom 20. August 1862. 


—— 


Fonds- und Geld- Course. 


1861] F. 
Freiw. Staats-Anleihefd½ 10 2½ bz. les. B. 7703 ½144½ br. 
Staats-Anl. v. 1850, 524% 100 bz. . 7075 166 b 
dito 51, 55, 56, 574 02% bz. F 
dito 1853| 4 199%, G. dito Prior B...| — 3% =--— 
dito 1859| 5 10% ba. dito Prior C. . — —.—.— 
Staats-Schuld-Sch. ... 3 ½ 90 % bz. dito Prior D..| — 496 ½ 6 
Präm.-Anleihe v. 1855 31, 125 B. dito Prior E...| — [314185% B 
Berliner Stadt-Obl. .. 4½ 103 % bz. dito Prior F.. — 1165 101%, @ 
Kur- u. Neumärker 393 ½ bz. Oppeln-Tarnow. % 61 bs. 
2 dito dito 4 |101% bz. Prinz-W. (St.-V.) 4 ‚59 bz. 
Pommersche 31,192 b Rheinische 4 1974, bz 
dito neue .....| 4 [10114 bz dito (St.) Pr.. . — | 4 |102 bz 
5 ]Poseesche ....... 4 104%, G dito Prior — lal- — — 
al Go 31,199 G. dito III. Em. . — 4½99½% bz 
dito neue 99% bz Rhein-Nahebahn | — 28% bz. 
Schlesische. . .. 31,195 8. Ruhrort-Crefeld.] 31; 30 914, etw. bz. u. G. 
2 (Kur-u. Neumärker] 4 |100 bz. Starg.-Posener..| 4 3½ 107% bz. 
Pommersche 4100 ba Thüringer . . 62% 4 |127 b 
E Posensene 499% G Wimelms- Bahn. — | 4 |58 ba 
5  Preussische ...... 4100 bz dito Prior . — | 4 |92 B 
= | Westf, u. Rhein.] 4 [100 B dito’ I Em Ja a 
Sächsisch 4 100% bz dito Prior St. | — 15 9270 G 
® (Schlesische.......| 4 |1001, bz dito dito e G 
Louisdůor — 109% B 
Goldkronen ......... | —|9. 6% 6 Preuss. u. ausl. Bank -Actien, 
Ausländische Fonds. Die: 
Oesterr. Metall ...... 5 557% br. Berl. K.-Verein. 51; 4 114% 6 
dito 54r Pr.-Anl....| 4 71½ 6. Berl. Hand.-Ges. | 5 | 4 0 
dito neue 100 fl.- L. — 807 b. Berl. W Oed G 8 
dito Nat. Anleihe . 5 6% A a ba. Braunschw. Bank 4 | 4 80½ 6. 
dito Bankn. u. Whr.| - 9% ba Bremer „ | 54 | 4 1104 etw. bz.u:@. 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 944% etw. bz. Coburg. CreditA| 3476 8. 
dito 5. Anleihe . . . 5 BT ba u. G Darmst. Zettel-B.| 83 4 99 8. 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 84½ bz. Darmst. Credb. A. 5 487 ½ etw. br. 
Poln. Pfandbriefe. 4 — - Dess. Creditb. A — | 4 (4 bz. 
dito III. Em........ 4 88 ä 88½ bz. Disc.-Cm.-Anthl. 6496 ½ bz. 
Poln. Obl. & 500 Fl..| 4 [93 B. Genf. Creditb. A. — | 4 [3% bz.u.B 
dito à 300 Fl..| 5 1941, B. Geraer Bank. 5%,| 4 |93% bz. 
dito ä 200 Fl. — [24 8. Hamb.Nord.Bauk| 5 4 97 G 
Poln. Banknoten . . . |87%, ä ½ bz. u. G. „ Ver.-Bank 705 4101 ½% 6 
Kurhess. 40 Thlr.. . 57 ½ bz. Hannov. „ 4½ 4 991, G 
Baden 35 Fl. ........[— 32½ ba. Leipziger 5 314 77 0 
P Luxembrg. „ 10 | 4 100 ½ etw. bz. 
Aelien- Course. Magd. Priv. „ 4ys| 4 00% C. 
Dix. . Mein. Creditb. A.| 6 | 4 [92 etw. bz. 
1861| F. Minerva Bgwk.A.| — | 5 35 etw. bz. u. G. 
Aach.-Düsseld. .. 35 382% B- Oester.Creditb.A.| 7%] 5 82482½ 482 ba. 
6. Pos. Prov.-Bank 51 4 99 G 


Aach.-Mastrieht. | 315] 4 an 


Amst.- Rotterdam 5,',| 4 |91 Preuss. B.-Anthl.| 47, 4½ 122 ba. u. G. 
Berg. Märkische si 4 111%, bz Schl. Bank-Ver. 95 45 97 etw. bz. 
Berlin Hamburg. | 67] 4 112012 g. — Bank | 241.4 160 B 
erlin-Hamburg. . 
Berl. Potsd. Med. 11 | 4 |214% b. — 
Berlin-Stettiner 7% 4 125% & 120 ba Wechsel - Course. 
Breslan-Freibrg. | 6%| 4 j1321, ba. u. G. Amsterdam . JOT.]143% ba. 
Cöln-Mindener . 123 ½182½ bz. dito .. 2 M. 142% br. 
Franz. St.-Eisenb.| 675 5 128 bz. Hamburg 8 T.|151% be. 
Ludw.-Bexbach .| 8 | 4 137 6. dito .. . [2 M. 180 % ba. 
Magd.-Halberst. 2160 4 322 G. London 3 M. JG. 22½ bz. 
Magd.-Wittenbrg.| 1½¾.4 [44 bz. Ele 2 M. S0 bz. 
Mainz.-Ludw. A. 7 | 4 129, i. P. bz. Wien österr. . 18 T.|78%, be 
Mecklenburger... | 27% 4 |62 a 61%, bz. dito 2 M. J78 bz. 
Münster-Hammer| 4 | 4 08 B. Augsburg . 2 M.|56. 26 bz. 
Neisse-Brieger . 3½ 4 2½ à 83½ bz. G. Leipzig . 18 T. 99% G. 
Niederschles. 4499 ½ B. dito 2 M. 90 h. be 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 Kin, a. Frankfurt a. . |2 M.|56. 175 B 
Nordb. (Er- W.) 3°] 4 [65% 4 664, b. Petersburg . .. 13 W.974, b. 3 u. 96%, b. 
dito Prior .. 4% — — Warschau 8 T. 87% bz. 
Oberschles. A. . 7618 ½ 166 bz. Bremen ..... 8 T.|110 br. 


Sgr. — Roggen ohne 
’ aner un 60 dr 


gr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 75—83—91 Erbſe n 47—52—55 
elber Weizen ensure 75—83—89 Sgr. pr. Sacka 150 er 

Neuer gelber Weizen .. 78—83—86 Schlag⸗Leinſaat . 180—195—205 

Roggen: Tr 54—57—60 Winter⸗Raps 200—226—238 

Gele 41—43—46 Winter⸗Rübſen 200-220 —230 

aer d . 24—27—30 Sommer⸗Rübſen . . . 190—205—220 


Kleeſaat wenig Geſchäft, rothe 8-10—11%—14 Thlr., weiße 9 bis 
114 14-16% Ahle. . 1447 Thlr., hochfeine bis 19 Thlr. 
Kartoffeln pr. Sack & 150 Pfd. netto 18—22 Sgr., Metze 4—1 , Sgr. 
Vor der Börſe. f 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 14 Thlr., Termine 14 Thlr. Br. Spiritus 
pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18 Thlr., Termine 17% Thlr. Br. 


Poſen, 20. Auguſt. Wetter: schön. Roggen: feſter. Get. — Wispel. 
Loco per d. Monat 43% Br., % Gld., Auguſt⸗September 43% Gld., 75 
Br., September⸗Oktober 434 — 4 bez u. ©, % Br., October⸗November 
43% Br., % Gld., November⸗Dezember 42% bez. u. Gld., X Br., Dezem⸗ 


ber⸗Januar 42% Gld. 
piritus: matter. Gek. 3000 Ort. Loco per d. Monat 18% bez. 
Br., „ Gld., Oktober 17%, bez. u. Br., Yo 5 


„ 


16% Gld., Januar incl. Juni 16 


Hartwig Kantorowicz Söhne. | 


Telegraphiſche Depeſche. 

Turin, 21. Auguſt. In der geſtrigen Sitzung des Se⸗ 
nats erklärte Natazzi, die Regierung betrachte die Handlun⸗ 
gen Garibaldis als Rebellion. Die Lage Siciliens ſei ernſt, 
er hoffe aber die Beſiegung der Schwierigkeiten. Das Mi⸗ 
niſterium ſchickte Truppen nach Catauia. Die dortige Flotte 
werde die Ein⸗ und Ausſchiffung der Freiwilligen verhindern. 
Er hoffe, der Normalzuſtand Sieiliens werde in einigen Ta: 
gen hergeſtellt ſein. 

Der Senat geht, überzeugt, das Miniſterium werde ener— 


giſcher vorgehn, um Geſetz, die Würde der Krone und des 
Parlaments unaugetaſtet zu erhalten, zur Tagesordnung über, 
Morgen iſt außerordentliche Senats: und Deputirtenſitzung 
behufs Entgegennahme von Negierungsmittheilungen. (Ange⸗ 
kommen 10 Uhr 15 Minuten Vorm.) 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Bresla 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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